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Vorlage Nr. 538/20

Betreff: Bebauungsplan Nr. 351, Kennwort: "Wohnquartier Hauenhorster Stralle /
Staelskottenweg", der Stadt Rheine
l Aufstellungsbeschluss
Il. Beschluss zur Beteiligung der Offentlichkeit

Status: offentlich

Beratungsfolge

Frau Schauer
Herrn van Wiillen

Ausschuss fiir Stadtentwicklung,

Umwelt und Klimaschutz 16.12.2020 | Berichterstattung durch:

Betroffenes Leitprojekt/Betroffenes Produkt

Leitprojekt 4 Rheine - die gesunde Stadt
Produktgruppe 51 Stadtplanung

Finanzielle Auswirkungen

[] Ja DX Nein
[] einmalig [] jahrlich [1 einmalig + jahrlich

Ergebnisplan Investitionsplan

Ertrage 3 Einzahlungen 3
Aufwendungen € Auszahlungen €
Verminderung Eigenkapital 3 Eigenanteil 3

Finanzierung gesichert

] Ja [] Nein

durch

[ ] Haushaltsmittel bei Produkt / Projekt
[] sonstiges (siehe Begriindung)




Vorlage Nr. 538/20

Beschlussvorschlag:

|.  Aufstellungsbeschluss

Der Ausschuss fiir Stadtentwicklung, Umwelt und Klimaschutz der Stadt Rheine beschlie3t
gemal § 2 Abs. 1 BauGB den Bebauungsplan Nr. 351, Kennwort: "Wohnquartier Hauenhors-
ter Stralle / Staelskottenweg", der Stadt Rheine im beschleunigten Verfahren gemaR § 13 a
BauGB aufzustellen.

Mit der Erflillung der Voraussetzungen gemal § 13 a Abs. 1 Satze 4 und 5 BauGB wird von
der Umweltpriifung nach § 2 Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht nach § 2 a BauGB, von
der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen
verfligbar sind, sowie von der zusammenfassenden Erklarung nach § 10 a Abs. 1 BauGB ab-
gesehen.

Der raumliche Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes lasst sich wie folgt beschreiben:

Im Norden ist er durch den ,Staelskottenweg” (Stidgrenze Flurstiick 854) begrenzt.

Im Westen begrenzt die ,Hauenhorster StralRe” (Flurstiick 740 mit der Ostgrenze) den
Geltungsbereich.

Im Siiden bilden die Stidgrenzen der Bestandsbebauung an der ehemaligen Sporthal-

lenzufahrt (Ostlich der Hauenhorster Str. gelegener Abschnitt der Anne-
Frank-Stralle) die Geltungsbereichsgrenze.

Im Osten: ist der Geltungsbereich durch die 6stlichen Grundstiicksgrenzen der Be-
standanlieger der Anne-Frank-StralRe (Hausnummern 25, 27, 29, 31, 33, 35)
und der Alfred-Delp-Strale (Hausnummern 6, 8, 10, 12, 14, 16, 20, 22) be-
grenzt.

Geometrisch ist der rdumliche Geltungsbereich im Ubersichtsplan bzw. Bebauungsplanvor-
entwurf dargestellt und eindeutig festgelegt. Die betroffenen Flurstiicke befinden sich alle in
der Flur 106 der Gemarkung Rheine-Stadt.

ll. Beschluss zur Beteiligung der Offentlichkeit

Der Ausschuss fiir Stadtentwicklung, Umwelt und Klimaschutz der Stadt Rheine beschlielt,
dass gemall § 3 Abs. 1 BauGB i. V. m. § 13 a Abs. 2 Nr. 1 BauGB fiir den Bebauungsplan Nr.
351 , Kennwort: "Wohnquartier Hauenhorster Stralle / Staelskottenweg", der Stadt Rheine
eine friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit durchzufiihren ist.

Die offentliche Unterrichtung tber die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die voraussichtli-
chen Auswirkungen der Planung soll durch eine ortsiibliche Bekanntmachung in der Presse
mit anschlieRender angemessener, mindestens jedoch 3-wochiger Anhérungsgelegenheit im
Fachbereich Planen und Bauen/Stadtplanung der Stadt Rheine erfolgen. Wahrend dieser An-
horung ist allgemein Gelegenheit zur AuBerung und Erérterung gegeben.



Begriindung:

Das Plangebiet ,Wohnquartier Hauenhorster Stralle / Staelskottenweg” befindet sich zent-
rumsnah im Siiden der Kernstadtsiedlungslage. Es geriet aktuell aufgrund einer benachbar-
ten Uberplanung eines ehemaligen Sporthallenareals in den Blickpunkt, da mit der dortig ge-
planten Neubebauung in Randlage auch Mehrfamilienhduser ermoglicht werden sollen (vgl.
Vorlage 267/20/1).

Das mit dem vorliegenden Geltungsbereich erfasste Wohnquartier existierte nach ersten
Uberpriifungen in Teilbereichen bereits vor den 1960-er Jahren. Es wurde bis in die 1990-er
Jahre sukzessive erweitert. Die Bestandsstruktur besteht bislang tUberwiegend aus ein- bis
zweigeschossigen Gebaduden. Diese sind zumeist als Ein- bis Zweifamilien- oder Doppelhaus
ausgepragt. Aufgrund der baulichen Pragung der Gebdude — mit ein bis zwei Vollgeschossen
und z.T. ausgebautem Dachgeschoss — sind nach aktuellem Planungsrecht ersatzweise oder
- bei groRen Grundstiicken ergdnzend - weitere Gebadude dieses Ausmales zuldssig. Dies
ermdoglicht bisher potenziell auch eine Nutzung als Mehrfamilienhaus. Da das Gebiet in sei-
ner kleinteiligen Pragung, in der damit einhergehenden Gebietsqualitat sowie in seiner Funk-
tionalitat gesichert werden soll, ist beabsichtigt, das einheitlich gewachsene Bestandsgebiet
in seiner weiteren Entwicklung zu regulieren und stadtebaulich zu steuern.

Denn aufgrund des fortgeschrittenen Alters vieler Gebaude und der damit verbundenen feh-
lenden Anpassungsmaoglichkeit an heutige Wohnformen, Grundrisse und Warmedammungs-
standards steigt die Wahrscheinlichkeit, dass einzelne Gebaude in Zukunft abgebrochen und
die Grundstiicke neu bebaut werden. Dartiber hinaus werden durch den anstehenden Genera-
tionswechsel vermehrt Grundstiicke zum Verkauf angeboten, da die Generation der Kinder
nicht immer bereit oder in der Lage ist, die elterliche Immobilie zu tibernehmen. Mit dem Kauf
durch Investoren geht haufig die Absicht einher, das Grundstiick moglichst intensiv und wirt-
schaftlich maximal auszunutzen.

Aus stadtebaulicher Sicht ist die Nachverdichtung auf Bauliicken bzw. freigerdumten Flachen
prinzipiell wiinschenswert, jedoch nur unter der Vorgabe, dass die nachbarlichen Belange und
die gewachsenen Strukturen ausreichend beriicksichtigt werden. In einer qualitatsvollen
Kleinteiligkeit — hinsichtlich der Geb&aude- und Dichtestruktur — mit wenigen Wohneinheiten
pro Gebaude einheitlich gepragte Wohnquartiere sollen moglichst erhalten bleiben oder ver-
traglich reguliert nachverdichtet werden.

Mit zu bedenken sind in diesem Zusammenhang z. B. auch Fragen der Gestaltung von Au-
RBenwohnbereichen (insbesondere Balkone, Loggien, Dachterrassen) oder die Regelung der
verkehrlichen Belange (verkehrsberuhigter Bereich, ausreichendes Stellplatzangebot).

Der Bebauungsplan soll daher aufgestellt werden, um eine geordnete stadtebauliche Ent-
wicklung und Ordnung des Wohnquartieres zu steuern. Ziel ist es, einerseits die vorhandenen
stadtebaulichen Strukturen zu erhalten und andererseits Moglichkeiten fiir eine riicksichts-
voll vertragliche Weiterentwicklung zu schaffen. Um dies zu erreichen, sollen in einem einfa-
chen Bebauungsplan — ausgehend vom noch naher zu untersuchenden Charakter des
Wohngebiets und der bestehenden Bebauung - stadtebauliche Dichtewerte in Form von
Festsetzungen beziiglich der maximal zulassigen Anzahl an Wohneinheiten je Wohngebaude
vorgegeben werden. Auch die Sicherung der vorliegenden Wohngebietsauspragung (Festset-
zung als Allgemeines Wohngebiet) soll erfolgen. Die sonstige Zuléssigkeit ergibt sich nach
wie vor nach den Kriterien des § 34 BauGB und damit nach dem Einfiigen in die ndhere Um-
gebungsbebauung. So kann fiir die vorliegende Bestandsbebauung ein Rahmen fiir die Zu-
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lassigkeit neuer Bebauung geschaffen werden, der langfristig stadtebaulich fiir das Gebiet
vertretbar ist.

Die Aufstellung des Bebauungsplans dient der Wiedernutzbarmachung von Flachen, der
Nachverdichtung und anderer MalRnahmen der Innenentwicklung. Aufgrund der beabsichtig-
ten Steuerung der Nachverdichtung und damit Nachregulierung dieses bereits bebauten Be-
reichs wird dieser Bauleitplan als MalRnahme der Innenentwicklung mit den nétigen vorlie-
genden Voraussetzungen angesehen. Demnach wird dieser Bebauungsplan im beschleunig-
ten Verfahren gemaR § 13 a BauGB aufgestellt.

Sofern Eingriffe auf Grund der Aufstellung dieses Bebauungsplanes zu erwarten sind, gelten
diese als vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zuladssig; damit entfallt die Aus-
gleichsverpflichtung.

Die Stadt Rheine verzichtet auf die Erhebung von verwaltungsinternen Planungskosten, weil
Uberwiegende Griinde des Allgemeinwohls fiir die Planung bestehen und die Planung den
stadtentwicklungspolitischen Zielen entspricht.

Auswirkungen auf den kommunalen Klimaschutz

Der Bebauungsplan soll die zukiinftigen Moglichkeiten (und Grenzen) der Entwicklung eines
inmitten des Stadtgebietes gelegenen, voll erschlossenen bereits und umfassend genutzten
Quartiers regeln. Es ist nicht beabsichtigt, tiber die heute bereits gemaR § 34 BauGB dort
zulassigen Bebauungsmaoglichkeiten hinaus BaumalRnahmen und damit verbundene Versie-
gelungen zu ermdglichen. Vielmehr wird ein Rahmen geschaffen, der eine umfeld- und auch
umweltvertragliche Nutzbarkeit steuert. Insofern sind beachtenswerte Auswirkungen auf den
kommunalen Klimaschutz nicht zu erwarten.

Die Plangebietsabgrenzung ist in Anlage 1 ablesbar. Zur Verdeutlichung der stadtebaulichen
Situation ist als Anlage 2 eine Schragluftbildansicht angehangt.

Anlagen:

Anlage 1: Ubersichtsplan zur Geltungsbereichsdarstellung
Anlage 2: Veranschaulichende Schragluftansicht



	Datum
	Zusatzinformation
	Beratungsfolge
	FAuswirkung
	Kontrollkästchen6
	Sachverhalt
	Beschlußvorschlag
	Anlage

